
Tar Deutschland als auch für die W estm ächte aus 
uen Norm en des geltenden Völkerrechts ergeben. 

Angesichts der Tatsache, daß nach 1945 nur im  
Gebiet der heutigen DDR die Grundforderungen des 
Völkerrechts verwirklicht und M ilitarism us und  
Faschism us m it der W urzel ausgerottet wurden, was 
die DDR als den einzig rechtm äßigen deutschen  
Staat auch im  Sinne des Völkerrechts ausweist, ist 
der Kam pf gegen die Kriegspläne der herrschenden  
Kreise in Bonn, der Kam pf um  die Bändigung des 
westdeutschen M ilitarism us eine völkerrechtliche  
Verpflichtung nicht nur für das deutsche Volk, 
sondern auch für die W estm ächte selbst. Diese Ver­
pflichtung erwächst ihnen bereits unm ittelbar aus 
der UNO-Charta, die wirksam e Kollektivm aß­
nahm en zur Erhaltung des W eltfriedens und der 
internationalen Sicherheit verlangt.

Eine dieser wirksam en Kollektivm aßnahm en ist in  
der Gegenwart der Abschluß eines Friedens­
vertrages, der die im  Deutschen Friedensplan ent­
wickelten Hauptgrundsätze enthält. „Die nationale  
Sicherheit des deutschen Volkes und der Deutschen  
Dem okratischen Republik, der Sowjetunion und  
vieler anderer Länder, einschließlich einiger Bun­
desgenossen W estdeutschlands, erfordert es, daß  
w.r ohne weitere Verzögerung die noch glim menden  
Überreste des zweiten W eltkrieges beseitigen und  
den Friedensvertrag abschließen, der eine wirksam e 
Barriere gegen das Treiben und die verbrecherische  
Kriegspolitik der westdeutschen M ilitaristen und  
Revanchepolitiker sein wird.“11

Selbst wenn die Bonner Regierung sich auch weiter­
hin dem  Abschluß eines Friedensvertrages ver­
schließt und die DDR allein den Friedensvertrag  

m it den Staaten schließen m uß, die sich dazu bereit 
finden, so würde diese Tatsache zwar ein weiteres 
M al die Aggressivität und Friedensfeindlichkeit des 
westdeutschen M ilitarism us offenbaren, aber weder  
an der völkerrechtlichen Verbindlichkeit dieses 
Friedensvertrages noch an der völkerrechtlichen  
Verpflichtung der W estm ächte, diesen Friedens­
vertrag zu unterzeichnen oder ihm  beizutreten, das 
geringste ändern. Gerade weil dieser Friedensver­
trag den Grundsätzen des geltenden Völkerrechts 
entsprechen wird, wird er ein M odellfall für einen  
Friedensvertrag auch m it W estdeutschland sein. 
Der Abschluß eines Friedensvertrages m it beiden  
deutschen Staaten oder, wenn sich W estdeutschland  
weiterhin weigern sollte, m it der DDR ist vor allem  
heute keine Frage des freien Erm essens m ehr, son­
dern eine völkerrechtlich verbindliche Pflicht im  
Interesse der Sicherung des Friedens, um zu ver­
hindern, daß von W estdeutschland aus ein neuer 
Krieg losbricht.

Ganz ähnliche Erwägungen gelten für den Deut­
schen Friedensplan in seiner Gesam theit. Es ist 
nicht so, daß der Deutsche Friedensplan ein  
unverbindliches Angebot an Bonn bleibt, das dann, 
wenn die westdeutschen herrschenden Kreise nicht 
darauf eingehen, nicht durchgeführt wird und in  
Vergessenheit gerät, sondern es geht darum , den  
Deutschen Friedensplan m it allen Kräften und den  
erforderlichen M itteln gegen den W iderstand der 
Bonner M ilitaristen durchzusetzen. Die Durchset­
zung des Deutschen Friedensplanes gegen alle 
W iderstände ist ein Gebot des Völkerrechts, das

11 Schriftenreihe des Staatsrates der Deutschen Demokrati­
schen Republik, Berlin 1961, Nr. 13, S. 21.

sich unm ittelbar aus der Charta der Vereinten Na­
tionen ergibt. Die nationale Verantwortung des 

deutschen Volkes für die Sicherung des Friedens 
und die Bändigung des M ilitarism us ist zugleich  
auch eine völkerrechtliche Pflicht.

Die Deutsche Dem okratische Republik hat am
13. August 1961 m it ihren M aßnahm en zur Siche- 
i’ung des Friedens unm ißverständlich zum  Ausdruck  
gebracht, daß es ihr mit der W ahrnehm ung dieser  
Pflicht ernst ist. Die Deutsche Dem okratische Repu­
blik wird dafür sorgen, daß die Grundsätze des 
Deutschen Friedensplanes auf ihrem Territorium , 
zu dem auch W estberlin gehört, durchgeführt wer­
den. Sie wird für W estberlin den Status einer ent­
m ilitarisierten neutralen Freien Stadt vereinbaren, 
die Garantie für die Einhaltung dieses Status über­
nehm en, und sie wird auch dafür sorgen, daß die  
Bestim m ungen dieses Status in W estberlin ein­
gehalten werden, d. h. jegliche friedensgefährdende  
und gegen irgendwelche Staaten gerichtete Tätig­
keit von W estberlin aus unterbunden wird. Die  
Deutsche Dem okratische Republik wird aber auch  
nichts unterlassen, sondern alle notwendigen und in  
ihrer M acht stehenden M aßnahm en treffen, dam it 
der Deutsche Friedensplan in ganz Deutschland  
durchgesetzt und den Grundsätzen des Völkerrechts 
auch in W estdeutschland Geltung verschafft wird. 

Der 17. Septem ber, an dem  die Nationale Front des 
dem okratischen Deutschland einen überwältigen­
den W ahlsieg errang, die große politische Aktivität 
der Bevölkerung der DDR, die in der hohen W ahl­
beteiligung bereits in den Vorm ittagsstunden des 
17. Septem ber zum  Ausdruck kam , die eindrucks­
volle Bereitschaft der Jugend zum  Schutze unserer 
Republik und die großen Anstrengungen der W erk­
tätigen der DDR im  Produktionsaufgebot zur wei­
teren politischen und wirtschaftlichen Stärkung der 
DDR zeigen, daß die Bevölkerung der DDR unter  
Führung der Arbeiterklasse ihre Verantwortung  
für den Frieden in Deutschland und für die  
Zukunft der Nation erkannt hat und sie auch wahr­
zunehm en entschlossen ist.

Selbst in W estdeutschland zeigt das Ergebnis der 
Bundestagswahl, daß die politischen Kräfte in Be­
wegung geraten sind. Adenauer bereitet seine 
Gefolgsleute auf „kom m ende Enttäuschungen“ vor. 

Es nim m t nicht wunder, daß sich nach dem  
13. August und nach dem  17. Septem ber im m er  
deutlicher düstere M ollklänge in das Kriegs- und  
Revanchegeschrei der westdeutschen M ilitaristen  
m ischen. Es gibt aber ebensowenig Zweifel daran, 
daß sich dieser Abgesang in den nächsten W ochen  
und M onaten noch verstärken wird. Die Belgrader 
Konferenz der nicht paktgebundenen Staaten, die  
gezielten Andeutungen von Lucius Clay in Berlin  
und die ersten Erklärungen, m it denen die General­
debatte der neuen UNO-Vollversam m lung begann, 
beweisen deutlich, daß die Hallstein-Doktrin ihren  
endgültigen Zusam m enbruch erlitten hat.

Die Geschichte geht ihren gesetzm äßigen Gang. Die 
Kräfte des Friedens wachsen, und auch in W est­
deutschland wird sich der W eg in eine helle und  
friedliche Zukunft öffnen. Es kom m t nur darauf 
an, den M ilitaristen und Kriegstreibern keine Ruhe­
pause zu lassen und alle Kräfte für die Durch­
setzung des Deutschen Friedensplanes zu m obili­

sieren.
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